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1 
Elektronische Übermittlung von  
Bilanzen  

Grundlagen 
Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2010 beginnen, 
haben bilanzierende Steuerpflichtige den Inhalt der Bilanz 
sowie der Gewinn- und Verlustrechnung nach amtlich vor-
geschriebenen Datensatz durch Datenfernübertragung an 
die Finanzverwaltung zu übermitteln. Das BMF-Schreiben 
vom 19.1.2010 nimmt hierzu Stellung: 

Gegenstand der elektronischen 
Übermittlung 
Die elektronische Übermittlung des Inhalts der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie ggf. einer notwendi-
gen Überleitungsrechnung lässt die bisher vorgeschriebene 
Übermittlung in Papierform entfallen. Die den steuerlichen 
Vorschriften nicht entsprechende Ansätze oder Bewertun-
gen in der Handelsbilanz sind durch Zusätze oder Anmer-
kungen an die steuerlichen Vorschriften anzupassen 
("Überleitungsrechnung") und ebenfalls durch Datenfern-
übertragung zu übermitteln. 
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Form und Inhalt der Datenübermittlung  
Es ist der XBRL - Standard (= extensible Business Repor-
ting Language) für die Übermittlung zu verwenden.  

Härtefallregelung  
Auf Antrag kann die Finanzbehörde zur Vermeidung unbil-
liger Härten auf eine elektronische Übermittlung verzichten. 
Ein Härtefall ist gegeben, wenn die elektronische Übermitt-
lung für den Steuerpflichtigen persönlich oder wirtschaftlich 
unzumutbar ist. Dies ist der Fall, wenn die technische 
Schaffung der Möglichkeiten einer elektronischen Übermitt-
lung einen nicht unerheblichen finanziellen Aufwand bedeu-
tet oder der Steuerpflichtige nach individuellen Kenntnissen 
oder Fähigkeiten nicht in der Lage ist, elektronisch zu 
übermitteln. 

Folgen fehlender Datenübermittlung  
Infolge fehlender elektronischer Datenübermittlung kann 
die Finanzverwaltung ein Zwangsgeld androhen und ggf. 
festsetzen. 

 

2 
Satzung gemeinnütziger Vereine: 
Ausschluss gewerblicher Interessen  

Kernproblem  
Eingetragene Vereine genießen steuerliche Vergünstigun-
gen, wenn sie nach ihrer Satzung und ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützigen Zwecken i. S. d. Abgabenordnung dienen. Erfor-
derlich ist u. a., dass die Allgemeinheit gefördert wird. Par-
tikularinteressen, z. B. der Mitglieder, dürfen nicht in erster 
Linie verfolgt werden. 

Sachverhalt 
Zu seinen Mitgliedern zählte ein Verein Verbände, eine 
Innung, Freiberufler sowie Unternehmer verschiedenster 
Branchen. Sein Satzungszweck ist es, "unlauteren Wett-
bewerb und Wirtschaftskriminalität im Interesse der Allge-
meinheit, der gewerblichen Unternehmen und der freiberuf-
lich Tätigen sowie der Mitglieder zu bekämpfen." Sowohl 
das Finanzamt als auch das FG lehnten die Anerkennung 
als gemeinnützige Organisation ab. 

Entscheidung  
Der BFH hat die Klage ebenfalls abgewiesen. Die Satzung 
hindere den Verein nicht, in erster Linie gewerbliche Inter-
essen seiner Mitglieder zu verfolgen. Die Mitglieder sind in 
der Satzung gleichrangig neben der Allgemeinheit, den 
Gewerbetreibenden und den Freiberuflern genannt. Es wird 
aber nicht deutlich, dass es dem Verein verwehrt ist, vor-
rangig im gewerblichen Interessen der Mitglieder tätig zu 
werden. Insoweit ist die sog. formelle Satzungsmäßigkeit 
nicht gegeben. 

Konsequenz  
Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit unterliegt strengen 
formalen Anforderungen. Das obige Urteil zeigt erneut, 
dass jede - gemeinnützigkeitsrechtlich relevante - Sat-
zungsänderung vorab mit dem Finanzamt abgestimmt 
werden sollte. Seit 1.1.2009 ist zudem darauf zu achten, 
dass jegliche Satzungsänderung die Anpassung an die 
Vorgaben der gesetzlich normierten Mustersatzung erfor-
dert. 

 

3 
Zuschüsse: „Versteckter“ Lohn ist  
sozialversicherungspflichtig  

Kernfrage/Rechtslage  
Um Lohnkosten zu sparen, werden feste Gehaltsbe-
standteile bzw. Teile des Festgehalts gelegentlich so 
interpretiert, dass sie als steuerfreie Zuschüsse aus-
gezahlt werden können. Soweit dies zulässig ist, stellt 
sich die Frage, inwieweit mit der Steuerfreiheit die 
Sozialversicherungsfreiheit einhergeht. Über die Fra-
ge, ob die Steuerfreiheit einer Zuschusszahlung de-
ren Sozialversicherungsfreiheit zur Folge hat, hatte 
das Hessische Landessozialgericht zu entscheiden. 

Entscheidung  
Ein Steuerberater hatte eine Vollzeitkraft zunächst mit 
1.100 EUR brutto eingestellt. Dann jedoch zahlte er 2 Jahre 
lang einen Bruttolohn von nur 500 EUR, gewährte aber 
einen steuerfreien Zuschuss von 700 EUR für doppelte 
Haushaltsführung (maximal zulässig für 2 Jahre). Nach 
dieser Zeit erhielt die Mitarbeiterin 1.600 EUR brutto. Da 
die Summe von 500 EUR brutto plus 700 EUR Zuschuss in 
etwa der Größenordnung des vorher und nachher gezahl-
ten Gehalts entsprach, entschied das Gericht, dass dieser 
Gehaltsbestandteil anstelle von Gehalt geflossen sei, um 
Lohnkosten zu sparen. Zwar seien Zuschüsse zur doppel-
ten Haushaltsführung 2 Jahre steuerfrei, aber sozialversi-
cherungspflichtig. 

Konsequenz   
Die Entscheidung zeigt, wie einzelfallabhängig sozialversi-
cherungsrechtliche Beurteilungen vorzunehmen sind. In-
sbesondere lässt die steuerrechtliche Beurteilung keine 
sicheren Rückschlüsse auf die sozialversicherungsrechtli-
che zu. 

 

4 
Schadensersatzanspruch gegen Ve r-
einsvorsitzenden trotz Entlastung?  

Kernaussage  
Bei Schadensersatzklagen wegen pflichtwidriger Amtsfüh-
rung gegen das Organmitglied eines Vereins gelten diesel-
ben Grundsätze, die der BGH für die Haftung von GmbH-
Geschäftsführern aufgestellt hat. Der Verein hat Scha-
denseintritt und -höhe, sowie die schädigende Handlung 
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und die Kausalität zwischen Handlung und Schaden zu 
beweisen. Das Organmitglied trägt die Beweislast für feh-
lendes Verschulden und Pflichtwidrigkeit. Eine Haftung 
entfällt möglicherweise, wenn dem Organmitglied zuvor 
Entlastung erteilt wurde. 

Sachverhalt  
Der Kläger ist ein gemeinnütziger Verein, der Beklagte war 
bis zu seinem Austritt im Oktober 2005 dessen Mitglied, 
Schatzmeister und 1. Vorsitzender. Dem Beklagten wurde 
bis einschließlich des 1. Quartals 2005 Entlastung erteilt, 
die Kassenführung wurde als gewissenhaft und übersich-
tlich bezeichnet. Bei einer Überprüfung der Kas-
se/Buchführung anlässlich einer Betriebsprüfung stellten 
sich allerdings Ungereimtheiten heraus. Hinsichtlich eines 
Gesamtbetrages von rd. 14.000 EUR fehlten jegliche Bele-
ge. Der Kläger fürchtete die Aberkennung der Gemeinnüt-
zigkeit und verlangte Schadensersatz. Das LG wies die 
Klage ab. Das OLG verwies die Sache an das erstinstanzli-
che Gericht zurück. 

Entscheidung 
Generell ist es problematisch, ausgeschiedenen Vor-
standsmitgliedern Gegenbeweise aufzuerlegen, weil sie zu 
Geschäftsunterlagen regelmäßig keinen Zugang mehr 
haben. Vorliegend könnte die Haftung des Beklagten nach 
Ansicht des OLG auch deshalb entfallen sein, weil ihm bis 
einschließlich des 1. Quartals 2005 Entlastung erteilt wur-
de. Eine Entlastung führt allerdings nicht ohne Weiteres zu 
einer Freistellung. Die Verzichtswirkung der Entlastung 
beschränkt sich auf Ansprüche, die dem entlastenden Or-
gan bekannt sind oder bei sorgfältiger Prüfung bekannt 
sein konnten. Ansprüche, die aus den Rechenschaftsbe-
richten des Vorstandes und den Berichten der Rechnungs-
prüfung nicht oder nur unvollständig erkennbar sind, wer-
den von der Verzichtswirkung nicht erfasst. 

 

5 
Steuerbefreiung für Musiklehrer 
 

Einführung 
Das UStG befreit Unterrichtsleistungen selbstständiger 
Lehrer an privaten Schulen und ähnlichen Einrichtungen 
von der Umsatzsteuer, wenn diese unmittelbar dem Schul- 
und Bildungszweck dienen. Voraussetzung ist allerdings, 
dass die zuständige Landesbehörde bescheinigt, dass der 
Unterricht auf einen Beruf oder eine Prüfung vorbereitet, 
die vor einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 
abzulegen ist. 

Fall 
Einem Musiklehrer wurde die Steuerbefreiung für das Jahr 
2004 nicht gewährt, da er keine Bescheinigung vorlegen 
konnte. Nachdem der Bescheid bestandskräftig geworden 
war, legte der Musiklehrer die notwendigen Bescheinigun-
gen vor. Diese wurden im Jahr 2006 ausgestellt, allerdings 

mit Rückwirkung auf das Jahr 2001. Das Finanzamt ver-
weigerte aufgrund der Bestandskraft des Bescheides eine 
Korrektur, da es die Bescheinigung nicht als Grundlagen-
bescheid ansah, der eine Korrektur rechtfertigen würde. 

Neues Urteil 
Der BFH gewährt die Steuerbefreiung, da er die Bescheini-
gung der zuständigen Landesbehörde als Grundlagenbe-
scheid ansieht. Dies ermöglicht wiederum die Korrektur der 
eigentlich bestandskräftigen Veranlagung. 

Konsequenz 
Da der BFH die Bescheinigung der Landesbehörde als 
Grundlagenbescheid qualifiziert, schadet eine nachträgli-
che Ausstellung der Bescheinigung nicht, solange sie auch 
für die Vergangenheit Gültigkeit besitzt. Dies bedeutet aber 
auch, dass die Bescheinigung für die Finanzverwaltung 
bindend ist. Sie ist daher der Nachprüfung sowohl durch 
die Finanzverwaltung als auch durch das Finanzgericht 
entzogen. 

 

6 
Unternehmereigenschaft juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts 
 

Einführung 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind nach 
dem UStG nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art 
bzw. ihrer land- oder forstwirtschaftlichen Betriebe unter-
nehmerisch tätig. Der BFH hatte nun zu prüfen, ob diese 
Regelung den Vorgaben der MwStSystRL entspricht. 

Fall 
Eine Flussgenossenschaft ließ durch eine GmbH Klär-
schlamm zu Brennmaterial verarbeiten und vertreiben. 
Hierfür zahlte sie der GmbH einen Zuschuss zum Ausgleich 
des sonst entstehenden Verlustes. Die Flussgenossen-
schaft war mehrheitlich an der GmbH, der späteren Kläge-
rin, beteiligt. Zur Aufarbeitung des Klärschlamms pachtete 
die Klägerin eine Trocknungsanlage von der T-GmbH, an 
der die Flussgenossenschaft ebenfalls mehrheitlich beteiligt 
war. Darüber hinaus erbrachte die Flussgenossenschaft 
Dienstleistungen gegen Entgelt gegenüber der Klägerin. 
Das Finanzamt unterwarf den Zuschuss der Umsatzsteuer. 
Hiergegen brachte die Klägerin vor, dass der Zuschuss, 
sofern dessen Steuerbarkeit unterstellt werde, als nicht 
steuerbarer Innenumsatz im Rahmen einer Organschaft 
zwischen ihr und der Flussgenossenschaft zu behandeln 
sei. 

Neues Urteil 
Nach Ansicht des BFH sind die Leistungen, die die Klägerin 
gegenüber der Flussgenossenschaft erbracht hat, grund-
sätzlich steuerbar. Allerdings kann die Flussgenossen-
schaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts Organträ-
ger sein, wenn sie unternehmerisch tätig ist. Dies setzt 
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voraus, dass "sie Leistungen gegen Entgelt auf privatrech-
tlicher Grundlage erbringt". Als solche waren die gegenüber 
der Klägerin erbrachten Dienstleistungen anzusehen. Die 
finanzielle und organisatorische Eingliederung der Klägerin 
in die Flussgenossenschaft sah der BFH als gegeben an. 
Die wirtschaftliche Eingliederung könnte sich mittelbar über 
die T-GmbH ergeben, sofern diese ebenfalls Organgesell-
schaft der Flussgenossenschaft sei. Um dies zu prüfen, 
verwies der BFH das Verfahren zurück an das FG, gab 
diesem aber mit auf den Weg, dass es diesbezüglich uner-
heblich sei, ob die Flussgenossenschaft die von der Kläge-
rin bezogenen Leistungen für nichtunternehmerische Zwe-
cke verwende. 

Entscheidung 
Werden Destinatären Stiftungsleistungen zugewendet, 
dient dies der Erfüllung des Stiftungszwecks. Dabei macht 
es keinen Unterschied, ob ein Anspruch auf die Stiftungs-
leistung bereits durch die Stiftungssatzung oder erst durch 
den Abschluss eines Vertrages begründet wird. Wird durch 
eine vertragliche Zuwendung von Stiftungsleistungen allein 
der Stiftungszweck erfüllt, ist dieser ihr Rechtsgrund. Daher 
handelt es sich bei der vertraglichen Zuwendung von Stif-
tungsleistungen zur Verwirklichung des Stiftungszwecks 
auch dann nicht um ein Schenkungsversprechen, wenn 
diese Leistungen unentgeltlich versprochen werden 

Konsequenz 
Allein der Umstand, dass der Fall nach Zurückverweisung 
durch den BFH nun zum dritten Mal dem FG vorliegt, zeigt 
dessen Komplexität. Körperschaften des öffentlichen 
Rechts müssen beachten, dass sie, abweichend vom Wort-
laut des UStG, unternehmerisch tätig werden, wenn sie den 
"Rahmen der eigens für sie geltenden öffentlichen Rege-
lungen" verlassen. 
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Zugesagte Stiftungsleistungen keine 
Schenkungsversprechen  

Kernfrage 
Bedarf das vertragliche Versprechen einer Zuwendung 
durch eine Stiftung der notariellen Beurkundung? 

Sachverhalt 
Seit 1991 führten die klagende Stadt und der spätere Stifter 
der beklagten Kunststiftung Verhandlungen über die Errich-
tung und den Betrieb eines Kunstmuseums sowie über 
dessen Mitfinanzierung durch eine noch zu errichtende 
Stiftung. Die Klägerin gründete eine Betriebsgesellschaft 
und erwarb ein ehemaliges Rathaus. Die Beklagte wurde 
mit dem Zweck errichtet, die bildende Kunst durch Unter-
haltung von Museen zu fördern. Die Betriebsgesellschaft 
der Klägerin und die Beklagte schlossen dazu einen nicht 
notariell beurkundeten Finanzierungsvertrag, in dem sich 
die Beklagte verpflichtete, der Betriebsgesellschaft die 
jährlichen Erträge aus ihrem festverzinslich angelegten 

Vermögen zur Verfügung zu stellen. Die Gesellschaft wie-
derum verpflichtete sich, die Beträge zur Finanzierung der 
Unterhalts- und Betriebskosten des Museums zu verwen-
den. Die Beklagte kehrte die Beträge zunächst aus, stellte 
aber schließlich die Zahlungen ein. Die Klägerin begehrte 
Rechnungslegung und Zahlung der mit dem Finanzie-
rungsvertrag versprochenen Zuwendungen. Die Klage blieb 
vor dem LG und dem OLG erfolglos. Der BGH hob das 
Berufungsurteil auf, verurteilte die Beklagte zur Auskunfts-
erteilung und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung an das LG zurück. 

Entscheidung 
Werden Destinatären Stiftungsleistungen zugewendet, 
dient dies der Erfüllung des Stiftungszwecks. Dabei macht 
es keinen Unterschied, ob ein Anspruch auf die Stiftungs-
leistung bereits durch die Stiftungssatzung oder erst durch 
den Abschluss eines Vertrages begründet wird. Wird durch 
eine vertragliche Zuwendung von Stiftungsleistungen allein 
der Stiftungszweck erfüllt, ist dieser ihr Rechtsgrund. Daher 
handelt es sich bei der vertraglichen Zuwendung von Stif-
tungsleistungen zur Verwirklichung des Stiftungszwecks 
auch dann nicht um ein Schenkungsversprechen, wenn 
diese Leistungen unentgeltlich versprochen werden. 

Konsequenz 
Ein Vertrag über die Zuwendung von Stiftungsgeldern be-
darf nicht der notariellen Form. 

 

8 
Zahlungen an Vorstandsmitglieder 
von gemeinnützigen Vereinen  

Einführung 
Durch das Gesetz zur weiteren Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements ist ab 2007 die Ehrenamtspau-
schale eingeführt worden. Danach sind Einnahmen aus 
einer nebenberuflichen Tätigkeit für eine gemeinnützige 
Organisation bis zu 500 EUR pro Jahr steuerfrei. Ausge-
zahlt werden darf die Ehrenamtspauschale an Vereinsor-
gane grundsätzlich nur dann, wenn die Satzung eine ent-
sprechende Möglichkeit zur Zahlung vorsieht. Nach den 
Feststellungen der Finanzverwaltung sind Zahlungen je-
doch ohne satzungsmäßiger Ermächtigung gezahlt worden. 
Die Aberkennung der Gemeinnützigkeit droht. 

Übergangsfrist 
Die Ehrenamtspauschale ist bereits an Vorstandsmitglieder 
ausbezahlt worden, obwohl die Satzung eine ehrenamtliche 
oder unentgeltliche Tätigkeit vorsieht. Zur Bezahlung des 
Vorstands gehören auch Vergütungen, die - z. B. wegen 
einer Aufrechnung oder der Vereinbarung einer Rückspen-
de - nicht durch Barzahlung/Überweisung tatsächlich aus-
gezahlt werden. In diesen Fällen zieht die Finanzverwal-
tung keine negativen Konsequenzen für die Gemeinnützig-
keit, wenn folgende 2 Voraussetzungen vorliegen: 1. Die 
Zahlungen waren nicht unangemessen hoch. 2. Bis zum 
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31.12.2010 wird eine Satzungsänderung beschlossen, die 
Tätigkeitsvergütungen zulässt. An die Stelle einer Sat-
zungsänderung kann ein Beschluss des Vorstands treten, 
künftig auf Tätigkeitsvergütungen zu verzichten. 

Konsequenz 
Das BMF verlängert die Frist zur Änderung der Satzung 
vom 31.3.2009 nunmehr zum 4. Mal auf den 31.12.2010. 
Anscheinend haben zahlreiche Vereine die Ehrenamtspau-
schale bereits genutzt, ohne die formellen Voraussetzun-
gen geschaffen zu haben. Damit liegt ein Verstoß vor, 
welcher grundsätzlich mit der Aberkennung der Gemein-
nützigkeit zu ahnden wäre. Insoweit lässt das BMF noch 
einmal Gnade vor Recht ergehen. Betroffene Vereine soll-
ten ihre Satzung bis Ende des kommenden Jahres ändern. 
Bei dann noch vorliegenden fehlerhaften Satzung wird mit 
einem Wohlwollen des Finanzamtes nicht mehr zu rechnen 
sein. 

 

9 
Verein: Satzungsänderung verkürzt 
Vorstandsamtsperiode  

Kernfrage/Rechtslage 
Bei einem eingetragenen Verein werden Satzungsände-
rungen mit Eintragung des Beschlusses über die Sat-
zungsänderung in das Vereinsregister wirksam. Das be-
deutet, dass mit dem Tag der Eintragung in das Vereinsre-
gister das Vereinsleben alleine durch die Satzung in ihrer 
ab dann geltenden Fassung bestimmt wird und von den 
Vereinsorganen beachtet werden muss. Das Landgericht 
Koblenz hatte nunmehr darüber zu entscheiden, ob eine 
Satzungsänderung eine so weitreichende Konsequenz hat, 
dass auch die Amtszeit des nach der alten Satzung ge-
wählten Vorstandes verkürzt wird. 

Entscheidung  
Der Vereinsvorstand war satzungsgemäß im Jahre 2006 
für 4 Jahre gewählt worden. Im Folgejahr beschloss die 
Mitgliederversammlung durch Satzungsänderung, dass die 
Amtszeit des Vorstandes zukünftig nur noch 2 Jahre betra-
gen solle. Für die Gesellschafterversammlung des Jahres 
2008 sah die Tagesordnung nicht den Punkt "Neuwahlen 
des Vorstandes" vor. Ein entsprechendes Begehren aus 
dem Mitgliederkreis wurde zurückgewiesen. Nachdem die 
Mitgliederversammlung ohne Neuwahl stattgefunden hatte, 
klagte ein Teil der Mitglieder auf Feststellung der Nichtig-
keit der gefassten Beschlüsse und auf Durchführung einer 
neuen Mitgliederversammlung zum Punkt "Neuwahlen des 
Vorstandes". Das Landgericht Koblenz gab dem Klagebe-
gehren Recht. Das Wirksamwerden von Satzungsänderun-
gen durchbricht auch nach alter Satzung rechtskräftig ge-
fasste Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Ab dem 
Datum der Eintragung in das Vereinsregister ist alleine die 
neue Fassung der Satzung maßgeblich. 

Konsequenz 

Die Entscheidung zeigt nicht zuletzt den Stellenwert öffent-
licher Register. Ist die Eintragung in das Vereinsregister 
erfolgt, kann nur die mit der Eintragung wirksam geworde-
ne Satzung rechtsverbindlich sein. Will man nach alter 
Satzungsfassung getroffene Beschlüsse "retten", muss dies 
bei der Beschlussfassung über die Neufassung berücksich-
tigt werden. 

 

10 
Ausschlagung von werthaltiger Erb-
schaft durch Sozialleistungsempfän-
ger 
 

Kernfrage/Rechtslage 
Die Frage, ob ein Empfänger von Sozialhilfeleistungen eine 
werthaltige Erbschaft ausschlagen kann, ist nicht nur streit-
anfällig, sondern in der Rechtsprechung uneinheitlich ent-
schieden. Motiv für eine solche Ausschlagung ist, dass der 
Sozialleistungsträger einen gesetzlich verankerten Überlei-
tungsanspruch hat. Das bedeutet, der Sozialhilfeträger 
kann den Erbanspruch auf sich überleiten, so dass dem 
Leistungsempfänger im Ergebnis nichts verbleibt. Regel-
mäßig schlägt der Leistungsempfänger daher zugunsten 
eines anderen Erben aus und erhält hierfür Leistungen, auf 
die der Sozialleistungsträger nicht zugreifen kann. Über die 
Sittenwidrigkeit einer Ausschlagung in einer ähnlichen 
Fallkonstellation hatte nunmehr das Oberlandesgericht zu 
entscheiden. 

Entscheidung 
Der Ein schwerbehinderter, Sozialleistungen beziehender 
Erbe schlug, vertreten durch seinen Betreuer, eine werthal-
tige Erbschaft zugunsten eines anderen Erben aus, der 
sich im Gegenzug zu baren und unbaren Leistungen gege-
nüber dem Ausschlagenden vertraglich verpflichtete, soweit 
der Sozialleistungsträger hierauf nicht zugreifen konnte. 
Die erforderliche gerichtliche Genehmigung zu Ausschla-
gung und Vertrag wurde vom Vormundschaftsgericht ver-
weigert und diese Entscheidung zuletzt vom Oberlandesge-
richt Hamm bestätigt. Die Ausschlagung sei alleine dadurch 
motiviert, den Überleitungsanspruch des Sozialleistungs-
trägers zu verhindern. Damit liege Sittenwidrigkeit vor, so 
dass die Genehmigung zu versagen sei. 

Konsequenz 
Die Entscheidung unterstützt die in der Rechtsprechung 
wohl überwiegende Meinung, die skizzierten Gestaltungen 
als sittenwidrig anzusehen. Abweichende Entscheidungen 
existieren. Von der Literatur wird die vom Oberlandesge-
richt Hamm vertretene Meinung heftig kritisiert. Was die 
Entscheidung zeigt, ist die Notwendigkeit testamentarischer 
Vorsorge. Liegen Anzeichen dafür vor, dass ein Erbe so-
zialleistungsbedürftig wird, kann die richtige Testamentsge-
staltung die Ansprüche des Sozialleistungsträgers wirksam 
abwehren. Im konkreten Fall wäre ein sog. Behindertentes-
tament angezeigt gewesen. 
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11 
Die Vereinsrechtsform kommt 
 

Vereinsrechtsform passiert den Bundes-
rat  
Der Bundesrat hat am 18.9.2009 den Weg für Veränderun-
gen im Vereinsrecht freigemacht. Die Neuregelungen se-
hen insbesondere eine Haftungsbegrenzung für ehrenamt-
lich tätige Vereinsvorstände vor. Ferner wurden die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen, dass die Bundesländer 
künftig alternativ zu Anmeldungen in Papierform elektroni-
sche Anmeldungen zum Vereinsregister einführen können. 
Hintergrund der Neuregelungen ist die Verbesserung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen des Ehrenamts. Ziel ist 
es, das Engagement der ehrenamtlich Tätigen zu unters-
tützen und zu fördern. 

Haftungsbegrenzung für Vereinsvorstän-
de 
Der neue § 31a BGB beinhaltet eine angemessene Haf-
tungserleichterung für Vereins- und Stiftungsvorstände, die 
unentgeltlich tätig sind oder für ihre Tätigkeit ein geringfü-
giges Honorar von maximal Euro 500 im Jahr erhalten. Sie 
haften nur noch bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die 
Wertgrenze orientiert sich an dem Steuerfreibetrag für 
Vereinsvorstände. Allerdings gelten die Haftungstatbestän-
de im Sozialversicherungs- und Steuerrecht weiterhin 
(§ 28e SBG IV, §§ 34, 69 AO). 

Vertretungsregelung 
§ 26 BGB stellt nunmehr klar, dass der Verein/Verband von 
der Mehrheit der Vorstandsmitglieder vertreten wird. Durch 
die Satzung kann aber nach wie vor eine andere Regelung 
festgelegt werden. 

Elektronische Anmeldung zum Vereins-
register 
Die Anmeldungen zum Vereinsregister, eines Vorstands-
wechsels oder einer Satzungsänderung können künftig 
auch in elektronischer Form beim Registergericht einge-
hen. Ebenso wird das Vereinsregister auch in elektroni-
scher Form geführt. Eine Anmeldung in Papierform, wie 
bisher, ist aber weiterhin möglich. Bei Satzungsänderungen 
muss auch der vollständige Wortlaut der Satzung ergän-
zend mit eingereicht werden. 

Diverse weitere Änderungen  
Das Gesetz zur Erleichterung elektronischer Anmeldungen 
zum Vereinsregister enthält darüber hinaus weitere regis-
terrechtliche Änderungen, die Anmeldungen und Eintra-
gungen erleichtern und den Informationswert des Vereins-
registers erhöhen sollen.  
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Umsatzsteuerbefreiung für Be-
treuungs - und Pflegeleistungen  

Einführung 
Mit Wirkung vom 1.1.2009 wurde durch das Jahressteuer-
gesetz 2009 § 4 Nr. 16 UStG neu gefasst, der die Steuer-
befreiung für Betreuungs- und Pflegeleistungen regelt. Die 
Neufassung dient der Anpassung an die europarechtlichen 
Vorgaben. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das BMF erläutert die Neuregelung in einem aktuellen 
Schreiben. Neben einer allgemeinen Darstellung der Be-
griffe "hilfsbedürftige Personen" und "Betreuungs- und 
Pflegeleistungen" erörtert das BMF den Umfang der be-
günstigten Leistungen sowie der ebenfalls begünstigten, 
hiermit eng verbundenen Umsätze. Eingegangen wird 
hierbei z. B. auf die Leistungen der Alten-, Pflege- und 
Altenwohnheime sowie der häuslichen Pflege. Ferner führt 
das BMF die Nachweise auf, die erforderlich sind, um die 
Steuerbefreiung zu erlangen. 

Konsequenz 
Unternehmen, die Pflege- und Betreuungsleistungen anbie-
ten, müssen sich mit den Inhalten des Schreibens ausei-
nandersetzen. Insbesondere sind die vom BMF geforderten 
Nachweise zu beachten. Zu prüfen ist auch, ob die vom 
BMF für bestimmte Leistungen angebotene Übergangsre-
gelung, nach der bis zum 31.12.2009 noch die alte Geset-
zesregelung angewendet werden kann, genutzt werden 
soll. Betroffen hiervon sind z. B. Betreiber von Altenwohn-
heimen, die nach der Neuregelung nicht mehr generell 
steuerbefreit sind. 
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Umsatzsteuerbefreiung für die Be-
rufsvorbereitung von Säuglingen  

Einführung 
Leistungen privater Schulen, die unmittelbar Schul- und 
Bildungszwecken dienen, können von der Umsatzsteuer 
befreit sein. Voraussetzung hierfür ist, dass der Schule von 
der zuständigen Landesbehörde bescheinigt wird, dass sie 
auf einen Beruf oder bestimmte Prüfungen ordnungsgemäß 
vorbereitet. 

Fall 
Einer privaten Musikschule war durch das zuständige staat-
liche Schulamt zunächst für ihr gesamtes Angebot die 
vorgenannte Bescheinigung ausgestellt worden. U. a. bot 
die Musikschule auch Musikgärten für Babys und Kleinkin-
der an. Nach Intervention durch das örtliche Finanzamt hob 
das staatliche Schulamt die Bescheinigung hinsichtlich der 
Musikgärten auf, soweit sich das Angebot an Kleinkinder 
unter 3 Jahren richtete. Hiergegen klagte die Musikschule. 
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Neues Urteil 
Das Verwaltungsgericht Darmstadt sieht keinen plausiblen 
Grund, wieso die musikalische Früherziehung von älteren 
Kindern der Berufs- und Prüfungsvorbereitung eher dienen 
sollte, als die von Kindern unter 3 Jahren. Im Gegenteil, 
das VG kommt sogar zu dem Ergebnis, dass die Förderung 
umso erfolgreicher ist, je früher sie einsetzt. Die Änderung 
der Bescheinigung war daher nicht rechtens. Der Musik-
schule bleibt die Umsatzsteuerbefreiung insofern erhalten. 

Konsequenz 
Es ist ersichtlich, dass der Umfang der Steuerbefreiung 
weit über das hinaus geht, was umgangssprachlich als 
Schul- und Berufsausbildung verstanden wird. Wird die 
Bescheinigung und damit die Steuerbefreiung versagt, 
sollte anhand der europarechtlichen Vorgaben sowie des 
UStG geprüft werden, ob dies rechtens ist. 
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Umsatzsteuerbefreiung für Heilberufe  
 

Einführung 
Durch das Jahressteuergesetz 2009 wurde mit Wirkung 
vom 1.1.2009 die Steuerbefreiung für Heilberufe (Ärzte, 
Physiotherapeuten, etc.), Krankenhäuser und vergleichbare 
Einrichtungen neu gefasst. Die Neuregelung soll die ge-
meinschaftsrechtlichen Grundlagen der Mehrwertsteuer-
systemrichtlinie sowie die Rechtsprechung des EuGH bes-
ser als bisher umsetzen. 

Neue Verwaltungsanweisung  
Das BMF hat nun ausführlich, mit einem 21-seitigen 
Schreiben, Stellung zur Neuregelung genommen. Inhaltlich 
beschäftigt sich das Schreiben im Wesentlichen mit folgen-
den Themen: - Heilbehandlungen im Bereich der Human-
medizin Dies betrifft die Tätigkeit von Ärzten, Zahnärzten, 
Heilpraktikern, Physiotherapeuten, Hebammen und ähnli-
chen heilberuflichen Tätigkeiten; - Krankenhausbehandlun-
gen und ärztliche Heilbehandlungen Hierunter werden die 
Einrichtungen abgehandelt, die für eine Steuerbefreiung in 
Frage kommen, wie z. B. Krankenhäuser, Rehabilitations-
zentren, medizinische Versorgungszentren, Einrichtungen 
der Geburtshilfe etc.; - Leistungen von Einrichtungen zur 
integrierten Versorgung; - Praxis und Apparategemein-
schaften. 

Konsequenz 
Das Schreiben, das sich an den bisherigen Verwaltungs-
anweisungen, der Rechtsprechung sowie an der Geset-
zesbegründung orientiert, ist für die Praxis hilfreich, da es 
erstmals einen solch umfassenden Überblick über dieses 
Themengebiet bietet. Hinzu kommt, dass der Gesetzestext 
selbst für die Wenigsten verständlich sein dürfte, da er 
überwiegend auf Vorschriften des Sozialgesetzbuches 
verweist. Unternehmer, die heilberufliche Leistungen er-
bringen, sollten daher das Schreiben zum Anlass nehmen, 
ihre Leistungen hinsichtlich ihrer Steuerfreiheit zu überprü-

fen. Allerdings muss auch weiterhin beachtet werden, ob 
sich durch die aktuelle Rechtsprechung nicht wieder Ände-
rungen der im BMF-Schreiben dargelegten Grundsätze 
ergeben. 
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Keine Umsatzsteuerbefreiung für 
Partnerschaftskurse  

Einführung 
Heilberufliche Leistungen sind nur von der Umsatzsteuer 
befreit, wenn sie ein therapeutisches Ziel verfolgen. Leis-
tungen, die lediglich der Wellness oder der Steigerung des 
allgemeinen Wohlbefindens dienen, fallen nicht hierunter. 

Fall 
Die Klägerin ist Diplom-Sozialpädagogin und Heilpraktike-
rin. Sie organisierte Seminare, die als Persönlichkeits- und 
Weiterbildungstraining für Intimität, Partnerschaft und emo-
tionale Kompetenz bezeichnet wurden. Diese wurden von 
der Klägerin sowie von ihrem Ehemann durchgeführt, der 
als Kommunikationsdesigner, Journalist und Regisseur 
tätig war. Die Seminarunterlagen enthielten den Hinweis, 
dass die Teilnahme kein Ersatz für eine therapeutische 
Behandlung darstelle. Ferner musste jeder Teilnehmer eine 
aktuelle Bescheinigung über einen HIV-Test vorlegen. Das 
Finanzamt qualifizierte die Seminare nicht als Heilbehand-
lung und versagte die Steuerbefreiung. Die Klägerin wen-
dete hiergegen ein, dass ihre Seminare Menschen helfen 
würden, ihre Depressionen zu überwinden und wieder 
Freude am Leben zu gewinnen. Dabei verwende sie das 
psychologische Wissen des Sankrits, die Lehren von Jung, 
Freud u. a. Ihre Erfolge würden durch ein Schreiben eines 
Facharztes für psychologische Medizin bestätigt. Den Ein-
wand des Finanzamts, ihre Therapie würde nur das allge-
meine Wohlbefinden stärken, hielt die Klägerin für verfehlt, 
da jede Heilbehandlung letztendlich dieses Ziel hätte. 

Urteil  
Das FG München hat die Klage abgewiesen. Zur Begrün-
dung verweist das FG darauf, dass die Befreiung sich nicht 
alleine an der beruflichen Qualifikation des Leistenden 
orientiere, sondern primär an der konkreten Tätigkeit. Diese 
spreche gegen die Annahme einer Heilbehandlung, da die 
Seminare sich nicht ausschließlich an Kranke wenden und 
zudem therapeutische Maßnahmen nicht ersetzten. Eben-
so sprach die Leitung der Seminare durch den fachlich 
nicht vorgebildeten Ehemann gegen eine Befreiung. 

Konsequenz 
Der Fall zeigt, dass es noch immer viele Heilberufler gibt, 
die glauben, alleine aufgrund ihrer beruflichen Ausbildung 
von der Umsatzsteuer befreit zu sein. Dieses Denken ist 
allerdings nicht erst seit gestern überholt. Entscheidend ist 
die konkrete Leistung. Dient diese nur dem allgemeinen 
Wohlbefinden, scheidet eine Umsatzsteuerbefreiung aus. 
In Zweifelsfällen wird eine begünstigte Heilbehandlung 
angenommen, wenn dieser eine ärztliche Verordnung zu-
grunde liegt. 
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Rechtsstand: April 2010 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

In den Seewiesen 26, 89520 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezi-

alfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

� Steuerberatung  

� Firmenumstrukturierungen 

� Sanierungen / Sanierungsgutachten 

� Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

� Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

  
 


